Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1886 


Der Bundesminister des Innern 

II B 1 ~ 221 113 — 279/64 Bonn, den 30. Januar 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Aufstellung des Ortsklassenverzeichnisses nach § 13 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Mauk und Genossen 
- Drucksache IV/ 1837 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu 1. bis 3, 

Die Kommission, die zur Vorbereitung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften (sog. Harmonisierimgsnovelle) eingesetzt war und 
aus Vertretern des Bundes und aller Länder bestand, hatte 
seinerzeit nach eingehender Prüfung an der jetzigen Ortsklas- 
seneinteilung in S, A und B festgehalten. Auf diesem Ergeb- 
nis beruhte der Regierungsentwurf der Harmonisierungsnovelle. 
Bundestag und Bundesrat haben den Gesetzentwurf vor kurzem 
insoweit unverändert, d. h. unter Beibehaltung der dreistufigen 
Ortsklasseneinteilung, verabschiedet. Das Zweite Gesetz zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften vom 18. Dezember 1963 (BGBl. I S. 901) sieht daher 
eine Streichung der Ortsklasse B nicht vor. 

Die Bundesregierung kennt die Gesichtspunkte, die für und 
gegen die Beibehaltung der Ortsklasse B sprechen. Sie wird 
— in enger Fühlungnahme mit den Ländern — in ihre weiteren 
besoldungspolitischen Planungen auda die Frage einbeziehen, 
ob die Ortsklasseneinteilung geändert werden soll. Dabei wird 
die in der Nr. 2 der Kleinen Anfrage enthaltene Überlegung 
selbstverständlich eingehend geprüft werden. Der Bundesre- 
gierung ist es aber vor Abschluß dieser Prüfung nicht mög- 
lich, schon jetzt endgültig zu den Fragen 1 bis 3 Stellung zu 
nehmen. 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb ; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 

Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6355! 
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Zu 4. 

a) Nach den Richtlinien für die Aufstellung des Ortsklassen- 
verzeidinisses zu § 13 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 1. März 1963, die von einer aus Bundestagsabgeord- 
neten aller Fraktionen sowie Vertretern des Bundes, der 
Länder, der kommunalen Spitzenverbände und des Statisti- 
schen Bundesamtes bestehenden Kommission erarbeitet wor- 
den sind, werden die Nachbarorte und die nicht eingemeinde- 
ten Vororte von Orten, die in die Ortsklasse S eingestuft sind, 
in die Ortsklasse S eingereiht, wenn sie eine Durchschnitts- 
raummiete von 17 DM oder die Durchschnittsraummiete des 
Hauptortes erreichen ; andernfalls werden sie der Ortsklasse A 
zugeteilt. Hierdurch sollen die Ausstrahlungen der in der 
Ortsklasse S befindlichen Orte auf die benachbarten Orte 
berücksiditigt werden. Es kommt also auch hier wesentlich 
auf die Durchschnittsraummiete an. 

b) Ohne Kenntnis des konkreten Einzelfalles ist eine Beant- 
wortung nicht möglich. Es ist aber darauf hinzuweisen, daß 
die für die Zuteilung zu den Ortsklassen maßgebenden Durch- 
schnittsraummieten der einzelnen Orte vom 25. September 
1956 (Stichtag der letzten Wohnungszählung) an jeweils um 
0,10 DM für jedes volle Prozent erhöht werden, um das der 
jährliche Wohnungszugang des Ortes den Bundesdurchschnitt 
übersteigt. Hierdurch soll die unterschiedliche Entwicklung 
der Durchschnittsraummieten in den einzelnen Orten seit 
dem Jahre 1956 ausgeglidien werden. Maßgebend ist also 
nicht die nach dem Stand von 1956 ermittelte Durchschnitts- 
raummiete, sondern ein nach den oben dargelegten Gesichts- 
punkten modifizierter Wert, der eine möglichst zeitnahe 
Beurteilung ermöglicht. 


Höcherl 


2 



